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Text 

Aufsichtsverfahren 

§ 9. (1) Langen bei der Beschwerdestelle innerhalb eines Monats mehr als fünf begründete 
Beschwerden (§ 7) über die Unzulänglichkeit der von einem Diensteanbieter ergriffenen Maßnahmen ein, 
so hat die Aufsichtsbehörde zu prüfen, ob diese Maßnahmen zur Erfüllung der in § 3 normierten 
Anforderungen angemessen waren. 

(2) Gelangt die Aufsichtsbehörde aufgrund der Häufigkeit und Art der Beschwerden, der Ergebnisse 
bisheriger Aufsichtsverfahren, einer Mitteilung der Beschwerdestelle oder eigener vorläufiger 
Einschätzung zur Auffassung, dass die in diesem Bundesgesetz normierten Pflichten verletzt werden, hat 
sie ein Aufsichtsverfahren einzuleiten und 

 1. außer in den Fällen der Z 2 dem Diensteanbieter mit Bescheid aufzutragen, den rechtmäßigen 
Zustand herzustellen und geeignete Vorkehrungen zu treffen, um künftige Rechtsverletzungen zu 
vermeiden; der Diensteanbieter hat diesem Bescheid binnen der von der Aufsichtsbehörde 
festgesetzten, längstens vierwöchigen Frist zu entsprechen und im Wege des verantwortlichen 
Beauftragten darüber der Aufsichtsbehörde zu berichten; 

 2. in den Fällen, in denen gegen einen Diensteanbieter bereits mehr als einmal ein Bescheid gemäß 
Z 1 ergangen ist, wenn der Diensteanbieter einem Bescheid gemäß Z 1 nicht entspricht, in einem 
Verfahren nach § 10 eine Geldstrafe zu verhängen. 

(3) Bei ihrer Beurteilung der Angemessenheit und beim Auftrag zu geeigneten Vorkehrungen hat die 
Aufsichtsbehörde zu berücksichtigen, dass die dem Diensteanbieter nach diesem Bundesgesetz 
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abverlangten Maßnahmen nicht in einer allgemeinen Vorabkontrolle der Inhalte resultieren dürfen. Die 
aufgetragenen Vorkehrungen und die dabei abverlangten Maßnahmen müssen zur Erreichung der 
verfolgten Ziele – wie insbesondere denen der Steigerung der Effizienz der Mechanismen zum Schutz der 
Nutzer, des Schutzes der Allgemeinheit vor rechtswidrigen Inhalten und der Wahrung der Interessen der 
von solchen Inhalten betroffenen Personen – unter Berücksichtigung der rechtlichen Interessen der 
Diensteanbieter geeignet und verhältnismäßig sein. 

Zuletzt aktualisiert am 

02.01.2024 

Gesetzesnummer 

20011415 

Dokumentnummer 

NOR40229144 


